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Jahresbericht 2011
it diesem Rückblick wollen Vorstand und Beirat der LAG AVMB Baden-Württemberg den
itgliedern Rechenschaft über ihre Arbeit im vergangenen Jahr geben und bei interessierten
ngehörigenvertretungen und ihren Mitgliedern darum werben, unserem Verband beizutreten.

ir begrüßen es, wenn auch die Träger der Einrichtungen, die über ihre Angehörigenvertre-
ungen und Angehörigenvertreter mit der LAG AVMB BW in Verbindung stehen, den vorlie-
enden Bericht beachten.

benso empfehlen wir den Jahresbericht allen, die in Sozialpolitik und Sozialwesen für die
enschen mit geistiger Behinderung tätig sind

ür Kommentare und Anregungen sind wir dankbar. Rückfragen beantworten wir gern.

Die LAG AVMB BW geht voran - zum Nutzen der
Menschen mit geistiger Behinderung in Baden-

Württemberg

m Jahr 11 nach der Gründung hat sich un-
er Verband allen Vertretungen von Angehö-
igen und Betreuern, die sich für geistig be-
inderte Menschen einsetzen, geöffnet. Dazu
ehören etwa Angehörigenvertretungen auf
erbandsebene (z. B. der Freien Wohlfahrts-
flege) oder auf kommunaler Ebene (z.B. die
ngehörigenkonferenzen der Stadt- und
andkreise), aber auch die Angehörigenver-
retungen bei einrichtungsferneren Lebens-
nd Wohnformen von Menschen mit geistiger
ehinderung, wie sie im Zuge der Dezentrali-
ierung zu erwarten sind. Dazu war eine Sat-
ungs- und Namensänderung notwendig, mit
er zugleich eine Öffnung für alle Angehöri-
en und Betreuer von Menschen mit geisti-
er Behinderung in Baden-Württemberg er-
olgte, also auch für diejenigen, deren behin-
erter Angehöriger nicht in einer Einrichtung
er Behindertenhilfe lebt oder arbeitet.

ie regelmäßigen Konsultationsgespräche
„Vierergespräche“) unserer Landesarbeits-
emeinschaft mit den Kommunalverbänden
VJS, Städtetag und Landkreistag greifen die

eweils aktuelle Problemlage auf und versu-
hen sie einer Lösung zuzuführen.

ie Realisierung einer qualifizierten, struktu-
ierten und legitimierten Mitwirkung der El-
ern, Angehörigen und Betreuer in der kom-
unalen Teilhabeplanung aller Stadt-
nd Landkreise Baden-Württembergs
urde von unserer LAG erneut in der
. Landeskonferenz der der Angehöri-
envertreter zu den kommunalen Teil-
abeplanungen thematisiert.

ie unabhängige Mitwirkung der Eltern, An-
ehörigen und Betreuer in Wohneinrichtun-
en – entsprechend den Forderungen des
andes-Heimgesetzes – muss noch an vie-

en Stellen durchgesetzt werden. Denn es

sind die Angehörigen, Eltern und Betreuer,
die eine uneingeschränkte Verantwortung für
das gesamte Wohlergehen ihrer Betreuten
übernommen haben.

Die LAG unterstützt ihre Mitglieder und hält
regelmäßig Informationsveranstaltungen
ab. Sie gibt Memoranden und Handrei-
chungen heraus. Im Jahr 2011 haben wir
uns um die Probleme von „Menschen mit Be-
hinderung im Krankenhaus und beim Zahn-
arzt“ gekümmert.

Im Juli 2011 fand das Informationsforum
„Folgen des Koalitionsvertrags für Men-
schen mit geistiger Behinderung“ statt.
Zu diesem Thema hatte die LAG das MDL
Thomas Poreski als Vortragenden gewonnen.
Der Landesaktionsplan zur Umsetzung der
UN-BRK des Landesbehinderten-Beirats wird
von der LAG mit entwickelt.

Einen Jahresbericht in der vorliegenden Form
erstellt die LAG AVMB BW seit 2003. Das Ti-
telmotto lautete damals: „Unsere Arbeitsge-
meinschaft hat sich etabliert“. 2004 hieß es
„Unsere Arbeitsgemeinschaft ist aktiv und
engagiert“. 2007 betonten wir: „Unsere Ar-
beitsgemeinschaft gestaltet partnerschaftlich
kritische Mitwirkung“, und 2008 konnten wir
berichten: „Unsere Arbeitsgemeinschaft be-
grüßt die wachsende Akzeptanz der Angehö-
rigenmitwirkung“. Noch immer gilt das Jah-
resmotto 2009: „Unsere Arbeitsgemeinschaft
begrüßt die UN-Behindertenrechtskonvention
und beobachtet ihre Auswirkungen in unserer
Gesellschaft“. 2010 haben wir formuliert:
„Unsere Arbeitsgemeinschaft blickt auf 10
Jahre erfolgreiche Arbeit zurück und stellt
sich weiterhin dem Wandel in unserer Gesell-
schaft.“ 2011 geht die LAG AVMB BW weiter
voran - offen für alles, was den uns anver-
trauten geistig behinderten Menschen nützt!

März 2012 1
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Unsere Einbindung auf Landes- und Bundesebene

AG Selbsthilfe Baden-Württemberg

eit 2005 ist die LAG AVMB Mitglied in der
andesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe be-
inderter Menschen Baden-Württemberg
.V. Die LAG Selbsthilfe Baden-
ürttemberg ist Mitglied der Bundesar-

eitsgemeinschaft (BAG) Selbsthilfe.

ie LAG Selbsthilfe Baden-Württemberg ist
er Dachverband der Selbsthilfeverbände
on Menschen mit Behinderungen.

ie LAG Selbsthilfe ist federführend in der
rbeitsgruppe „Umsetzung der UN-
onvention auf Landesebene“ des Landes-
ehindertenbeirats, in welcher auch die
AG AVMB Baden-Württemberg mitwirkt.

BKEW

Auf Bundesebene ist die LAG AVMB Baden-
Württemberg seit 2005 Mitglied im
Bundesverband von Angehörigen- und Be-
treuerbeiräten in Werkstätten und Wohn-
einrichtungen für Menschen mit Behinde-
rungen (BKEW).

Der BKEW ist der einzige Angehörigen-
bzw. Angehörigenvertreter-Verband auf
Bundesebene, der nicht „fraktionsgebun-
den“ ist, d. h. er ist nicht in der Nähe oder
gar abhängig von einem Trägerverband
von Einrichtungen der Behindertenhilfe.

Vorstand, Fraktionen und Beirat

ie Gliederung unseres Verbandes in
Fraktionen“, also nach der Herkunft der
ngehörigenvertreter und Angehörigenver-
retungen aus den verschiedenen Träger-
erbänden, hat sich bewährt. Auf diese
eise nehmen wir Rücksicht auf die Be-

onderheiten der weltanschaulichen Anlie-
en und Fachwissen und persönliche Kon-
akte können effektiv genutzt werden.

ach der neuen Satzung können künftig
uch Mitglieder „ohne Verbandszugehörig-
eit“ eine eigene Fraktion bilden.

ede „Fraktion“ hat dasselbe Gewicht und
estimmt für sich ihre Repräsentanten in
orstand und Beirat. Die Verteilung der
rbeit und die Zuweisung der Termine
ann effektiv organisiert werden. Die Beto-
ung liegt auf Zusammenarbeit, Koordina-
ion, Vernetzung, Nutzung von Synergien,
rfahrungsaustausch und gegenseitiger
ilfe.

orstand und Beirat trafen sich etwa alle
echs Wochen, um die interne Arbeit zu
egeln, die sozialpolitische Entwicklung zu
erfolgen und Aktionen und Reaktionen zu
oordinieren.

Vorstand

Anton Dietenmeier (CARITAS)
Vorsitzender

Dr. Michael Buß (DIAKONIE)
stv. Vorsitzender

Barbara Hummel (LEBENSHILFE)

Ute Krögler (ANTHROPOSOPHIE)

Beirat

Runhardt Graf (ANTHROPOSOPHIE)
Rolf Hennig (ANTHROPOSOPHIE)

stv. Fraktionssprecher
Schatzmeister

Rainer Ostheim (ANTHROPOSOPHIE)

Birgit Falter (CARITAS)
Wolfgang Himmelein (CARITAS)
Dr. Rudolf Kemmerich(CARITAS)

stv. Fraktionssprecher
Karl Möndel (CARITAS)

Dr. Karl-Heinz Wiemer (DIAKONIE)

Renate Hofmann (LEBENSHILFE)
Dietrich Sievert (LEBENSHILFE)

stv. Fraktionssprecher

Unsere Arbeit 2011

ei unserer Mitgliederversammlung im Juli
011 wurden die Schwerpunkte und Ziele
er Verbandsarbeit im laufenden Jahr vor-
estellt. Wie im Vorjahr erwiesen sich als
esonders aktuell:

 Mitwirkung bei der kommunalen Teilha-
beplanung

 Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK)

 Landes-Heimmitwirkungsverordnung

2 März 2012
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WfbM und Integration in den Allgemei-
nen Arbeitsmarkt

Kontaktgespräche mit Politik, Verwal-
tung und Verbänden der freien Wohl-
fahrt fortsetzen

Situation von Menschen mit geistiger
Behinderung im Krankenhaus

ir werden weiterhin in Gesprächen und
urch Mitwirkung in Arbeitsgruppen unsere
ositionen vertreten und diese durch Refe-
ate, Memoranden und Informationsschrif-
en verbreiten. Dazu dient die

itwirkung im Landes-
ehindertenbeirat

er Wechsel der Landesregierung Baden-
ürttembergs hat auch zu einem Wechsel

es Landes-Behindertenbeauftragten ge-
ührt. Im Januar hat letztmals Staatssekre-
är Hillebrand, MdL, eine Sitzung des
andes-Behindertenbeirats geleitet. Nach
er Wahl wurde Gerd Weimer zum Lan-
es-Behindertenbeauftragten berufen. Un-
ere LAG hat Herrn Weimer mit einem Brief
u seiner Berufung gratuliert und aus-
rücklich begrüßt, dass er in seinem Amt
nabhängig und nicht weisungsgebunden

st. Damit verbindet sich die Hoffnung,
ass er dadurch zwischen Landesregierung
nd Interessenvertretungen behinderter
enschen und ihrer Angehörigen wir-
ungsvoll und im Sinne der UN-Konvention
ermitteln kann. Wir erwarten allerdings
uch, dass Herr Weimer als „Nicht-

Regierungsmitglied“ keinen langen Weg
zum Kabinett hat und in Entscheidungen
der Regierung, die die Lebenswelt der
Menschen mit Behinderungen berühren,
eng eingebunden wird. Dabei kann ihn die

Arbeitsgruppe
„Umsetzung der UN-BRK
in BadenWürttemberg“

die im Mai 2009 durch den damaligen Be-
hindertenbeauftragten der Landesregierung
eingesetzt worden war (AG UN-BRK), un-
terstützen. Sie hat im Januar 2011 ihren
Arbeitsbericht zu den „Grundlagen für die
Identifizierung von Handlungsfeldern und
-ansätzen in Baden-Württemberg“ dem
Landes-Behindertenbeauftragten vorge-
stellt und den Auftrag erhalten, Maßnah-
men zu den Handlungsfeldern zu definie-
ren.

Die AG findet beim Landes-Behinderten-
beauftragten Gerd Weimer hohes Interesse
an ihrer Arbeit. Herr Weimer hat im No-
vember eine Sitzung der AG besucht und
auf Beschleunigung ihrer Arbeit gedrängt –
was von den Mitgliedern der AG einstimmig
begrüßt wurde.

In der Novembersitzung des LBB, in der
sich der neue Landes-Behindertenbeauf-
tragte dem Gremium vorstellte, konnte die
AG UN-BRK ihren Entwurf zu den Maßnah-
men in den Handlungsfeldern „Bildung“
und „Erziehung“ darlegen.

Mitgliederversammlung und Informationsforum

ie Mitgliederversammlung und die offene
nformationsveranstaltung wurden wie in
en Jahren zuvor am selben Tag abgehal-
en.

ersammlungsort war wieder das Bischof-
oser-Haus der Caritas in Stuttgart, Da-

um der 16.07.2011.

itgliederversammlung

ituations- und Tätigkeitsbericht

er Vorsitzende, Anton Dietenmeier, gab
inen Überblick über das vergangene Jahr.
r verwies auf den Regierungswechsel und
ie zu erwartende Neuorientierung, die
offentlich das in der Mitwirkung der Ange-
örige und Betreuer Erreichte nicht in Fra-
e stellen werde.

r. K-H.W. Wiemer erläuterte den Entwurf
er Satzungsänderung. Von Bedeutung sei,
ass aufgrund der teilweisen Auflösung der

Heime und der fortschreitenden Ambulanti-
sierung, eine veränderte Formulierung be-
züglich der Mitgliedschaft in der LAG AVMB
BW nötig sei. Das drücke sich auch in der
vorgeschlagenen Namensänderung aus:
Der Hinweis „in Einrichtungen“ entfällt.

Ordentliches Mitglied kann nun jede Ange-
hörigenvertretung für Menschen mit geisti-
ger Behinderung in Baden-Württemberg
werden.

Außerordentliches Mitglied kann jeder An-
gehörige und / oder gesetzliche Betreuer
von Menschen mit geistiger Behinderung in
Baden-Württemberg werden.

Förderndes Mitglied kann jede Körperschaft
oder Person werden, die die Ziele der LAG
AVMB Baden-Württemberg unterstützen
will.

In fraktionsweiser Abstimmung wurde die
neue Satzung ebenso wie der neue Name

März 2012 3
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er LAG AVMB Baden-Württemberg ein-
timmig angenommen.

eschäftsbericht des Vorstands

er stv. Vorsitzende, Dr. Buß, trug vor,
ass im vergangenen Jahr 9 Vorstands-
nd Beirats-, 2 Vorstandssitzungen, 2 er-
eiterte Vorstandssitzungen und 1 Klau-
urtagung stattfanden. Weiterhin gab es
ahlreiche Treffen mit Vertretern aus Poli-
ik, Einrichtungen und Verbänden.

ie neue Landesregierung strebt eine Ver-
nderung des Landesheimgesetzes
LHeimG) an und möchte ggf. auch die
mbulante Versorgung einschließen. Die
AG hat der Sozialministerin dabei Unter-
tützung angeboten. Die Erarbeitung einer
itwirkungsverordnung zum LHeimG wur-
e von der Landesregierung zurückgestellt.

um Thema WfbM und Integration im All-
emeinen Arbeitsmarkt trug Barbara
ummel einen Werkstattbericht mit Forde-
ungen vor:

WfbM und Integration
in den allgemeinen Arbeitsmarkt

eltweit gesehen bedeute zwar die UN-
onvention einen riesigen Fortschritt, aber

n Deutschland könne sie zu Problemen
ühren, denn Deutschland hat weltweit ge-
ehen eine Sonderstellung in Sachen Be-
indertenarbeit, die nun infrage gestellt
ird.

m die Situation geistig behinderter Men-
chen im Krankenhaus zu verbessern, hat
ie LAG eine Informationsschrift erstellt
nd diese inzwischen überarbeitet und neu
ufgelegt.

ine weitere Informationsschrift für den
ahnarztbesuch behinderter Menschen
urde ebenfalls vorgelegt. In diesem Zu-
ammenhang hat die LAG auch erreicht,
ass sie im Beirat des Projekts "Versor-
ungsforschung in BW" einen Sitz als "Pa-
ientenvertreter" hat. In diesem Projekt
eht es um die Gesundheitsversorgung
urch Krankenhäuser und niedergelassene
rzte.

nton Dietenmeier erinnerte an die Resolu-
ion, die bei der letzten MV zur Verabschie-
ung vorlag. Sie sei mittlerweile als Memo-
andum an die zuständigen Stellen ver-
chickt worden. Um der Arbeit der LAG
VMB BW in den Stadt- und Landkreisen
tärkere Wirkung zu ermöglichen, forderte
err Dietenmeier die Mitglieder auf, bei
elegenheit die verantwortlichen Sozialde-
ernenten auf die Angehörigenarbeit auf-
erksam zu machen. Wichtig sei auch, die

Angehörigen der Außenwohngruppen ein-
zubinden. Die 6. Landeskonferenz werde
diese Themen weiter voranbringen.

Finanzbericht

Im Finanzbericht richtete der Schatzmeis-
ter, Rolf Hennig, ans Plenum die Bitte, sich
vermehrt um weitere Mitglieder zu bemü-
hen.

Die Einnahmen des Geschäftsjahres 2011
lagen nur geringfügig unter den Ausgaben,
so dass der Kassenbestand als stabil zu
bezeichnen ist.

Runhardt Graf lieferte den Bericht zur Kas-
senprüfung und dankte Herrn Hennig für
dessen gute Kassenführung.

Die MV entlastete den Vorstand einstim-
mig. Die Kassenprüfer wurden im Amt bes-
tätigt.

Informationsforum

Der Vorsitzende, Anton Dietenmeier, be-
grüßte die Anwesenden und zitierte als
Leitgedanken ein Wort des Bundespräsi-
denten von Weizsäcker aus dem Jahr
1987: Nicht behindert zu sein, ist kein Ver-
dienst, sondern ein Geschenk, das einem
jederzeit genommen werden kann.

Als Referenten stellte er zunächst Thomas
Poreski (MdL, Bündnis 90/Die Grünen)
vor.

Herr Poreski ist Dipl.-Sozialarbeiter und
Dipl.-Pädagoge, war zuletzt Geschäftsfüh-
rer von Wohnen plus in Mariaberg und ist
Mitglied des Sozialausschusses. Sein The-
ma ist:

Welche Folgen hat der Koalitionsvertrag
der ersten grün-roten Landesregierung für
Menschen mit geistiger Behinderung, ihre
Angehörigen und gesetzlichen Betreuer?

Den Koalitionsvertrag der neuen Landesre-
gierung bezeichnete er als fortschrittlich;
bezüglich der Behindertenarbeit war es ein
Anliegen beider Parteien (Bündnis 90/Die
Grünen und SPD), Erfahrungen der Basis
zu berücksichtigen. Leitgedanken bei der
Ausarbeitung des Koalitionsvertrags waren
u. a. volle Teilhabe durch Inklusion und
Überwinden der Tradition.

Als Beispiel führte Herr Poreski die Proble-
matik des Schulbesuchs von Menschen mit
geistiger Behinderung an. Wurden sie bis-
her in Sonderschulen unterrichtet, haben
sie jetzt die Möglichkeit, in eine Regelschu-
le zu gehen. Es sei aber davon auszuge-
hen, dass die inklusive Schule mit dem

4 März 2012
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weipädagogen-Prinzip ein Mehr an Kosten
erursachen wird.

as Hilfebedarfsermessungssystem, so
err Poreski, müsse ersetzt werden. Es
erde überlegt, ob man ein Hilfebedarfs-
rmessungssystem eines anderen Bundes-
andes übernimmt.

err Poreski, sozialpolitischer Sprecher der
rünen Landtagsfraktion, betonte folgende
chwerpunkte:

Wahlrecht ist nicht Wahlpflicht (Regel-
schule / Sonderschule)

Landkarte der Regierung, wo es im Land
welche Unterstützung gibt

Neuen Verfahrensablauf zur individuel-
len Bedarfsbestimmung

Umbau von Komplexeinrichtungen

Fehlende Personalschlüssel im Bereich
der Behindertenhilfe in Baden-
Württemberg.

Dr. Karl-Heinz W. Wiemer,Mitglied des
andesbehindertenbeirats und Beirat der
AG AVMB Baden-Württemberg referierte
ber den

Landesaktionsplan zur Umsetzung der
UN-Konvention über die Rechte der

Menschen mit Behinderungen.

n seiner Einleitung wies Dr. Wiemer zu-
ächst auf die Bedeutung der UN-
ehindertenrechtskonvention (UN-BRK) hin
nd stellte bedauernd fest, dass selbst bei
ürgern „die Menschen mit Behinderungen

n ihrem persönlichen Umfeld kennen“, nur
7 % etwas von der UN-BRK gehört haben.
ktionspläne zur Umsetzung der Konventi-
n müssten deshalb mit möglichst breiter
esellschaftlicher Beteiligung entstehen.

r. Wiemer führte dann aus, dass der ge-
ade verabschiedete Nationale Aktionsplan

zur Umsetzung der UN-BRK (NAP) von den
einschlägigen Verbänden als unzulänglich
zur „Herstellung der Inklusion in Deutsch-
land“ kritisiert werde. Immerhin sollten
aber die Visionen und Vorstellungen, die im
NAP für eine inklusive Gesellschaft vorge-
stellt werden, zum Beispiel:

In Deutschland nehmen Menschen mit Be-
hinderungen dieselben Rechte im gleichen
Umfang wahr wie Menschen ohne Behinde-
rungen. Sie gehören in unserer Gesell-
schaft selbstverständlich dazu.

auch für unseren Landesaktionsplan gelten.

Zum Stand des baden-württembergischen
Aktionsplans erläuterte Dr. Wiemer:

 Der Landes-Behindertenbeirat hat eine
Arbeitsgruppe „Umsetzung des Überein-
kommens der Vereinten Nationen über
die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen“ (AG UN-BRK) geschaffen.

 Die AG UN-BRK hat in ihrem ersten Ar-
beitsbericht im Januar 8 so genannte
Handlungsfelder definiert, bei denen in
Baden-Württemberg Maßnahmen
durchgeführt werden sollen.

 Für die Handlungsfelder wurden jeweils
Ziele festgelegt, die mit zuzuordnenden
Artikeln der UN-BRK korrespondieren.

 Die AG UN-BRK ist dabei, Vorschläge für
die Maßnahmen zu erarbeiten und hat
mit den Handlungsfeldern Bildung und
Erziehung begonnen.

Nach einer lebhaften und tief schürfenden
Aussprache schloss der stv. Vorsitzende,
Dr. Buß, um ca. 17:00 Uhr das Informati-
onsforum.

Der ausführliche Bericht zum Informationsforum
sowie das Referat von Dr. Wiemer

können angefordert oder von
unserer Website herunter geladen werden.

Berichte von Veranstaltungen

ir berichten hier über die uns in Bezug
uf die Umwälzungen in der Behinderten-
ilfe am wichtigsten erscheinenden Aussa-
en und Erkenntnisse aus Veranstaltungen
nderer Verbände oder Gremien, an denen
orstands- oder Beiratsmitglieder unserer
AG teilgenommen haben.

eirat Versorgungsforschung

r. Michael Buß hat am 2.5.2011 für die
AG AVMB Baden-Württemberg an der ers-
en Beiratssitzung teilgenommen und er-
lärt, dass von unserem Verband für Men-
chen mit geistiger Behinderung ein stär-
erer Einbezug von Patienten, Angehörigen

und Betreuern in den Bereich Versorgungs-
forschung von Baden-Württemberg ge-
wünscht wird. Er hat darauf aufmerksam
gemacht, dass es zu wenige Informationen
über die Behandlung geistig Behinderter
gibt und dass hier bei Ärzten auch ein
Aus-, Weiter- und Fortbildungsdefizit be-
steht. Die LAG AVMB Baden-Württemberg
bat dringend darum, dass bei der Aus-
schreibung der Fördermittel des Wissen-
schaftsministeriums die Versorgungsprob-
leme der geistig und mehrfach behinderten
Menschen in das Verzeichnis der Förderzie-
le aufgenommen werden.

März 2012 5
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5 Jahre BKEW

m 14. Mai 2011 hat Anton Dietenmeier in
ünster/ Westfalen an der Mitgliederver-
ammlung teilgenommen. Die Eröffnung
nd Begrüßung der Teilnehmer und Gäste
bernahm Herr Winkelsen, der
.Sprecher des BKEW. Die Grußworte des
andschaftsverbandes Westfalen-Lippe
urden von Herrn Dr. Hoppe überbracht.

as Thema Angehörigenvertretung im
andel der Zeit, verbunden mit dem Zu-

atz „Anforderungen der UN-Behinderten-
echtskonvention“, wurde von Hubert Hüp-
e, dem Beauftragten der Bundesregierung
ür die Belange behinderter Menschen,
orgetragen.

uvor hatte er sich persönlich vorgestellt
nd Dieter Winkelsen zur Verleihung des
undesverdienstkreuzes am Bande und
um 25-jährigen Bestehen des BKEW gra-
uliert. Fazit seines Vortrags war: Frühest-
ögliche Berücksichtigung des Teilhabege-

ankens spart in der Zukunft Geld! An die
erwaltung adressiert er: Schafft mehr
elbstständigkeit in Euren Bereichen, denn
enn das Ergebnis stimmt, ist doch alles in
rdnung! - Auf die Betreuer kommen künf-

ig mehr Aufgaben und Verantwortung zu.

ieter Winkelsen wurde wieder zum 1.
precher und Wilhelm Büker zu seinem
tellvertreter gewählt.

achtagung:
Ich weiß selbst, was ich will!“
ege zu einem Fallmanagement auf

leicher Augenhöhe.

nton Dietenmeier hat vom 3. bis
.11.2011 in Leinfelden-Echterdingen an
er Tagung teilgenommen, die vom Diako-
ischen Werk Württemberg und dem Lan-
esverband Baden-Württemberg der Le-
enshilfe veranstaltet wurde. Teilnehmer
aren Menschen mit Behinderungen, An-
ehörige, Mitarbeiter, Fachleute und Inte-
essierte.

as Tagungsthema im Zusammenhang mit
er Frage der Menschen mit Behinderung:
Hilft mir das Fallmanagement, dass ich es
uch bekomme?“ wurde im ersten Vortrag
on Professor Paul-Stefan Roß verständ-
ich und einleuchtend dargestellt.

er Fallmanager ist danach

Vermittler

Berater

Anwalt

Koordinator

und er wirkt bei der Teilhabeplanung mit.

Eine wichtige Feststellung war: Gleiche Au-
genhöhe erfordert für viele „schwer Betrof-
fene“ Assistenz durch gesetzliche Betreuer
und Angehörige.

Am Nachmittag wurden von den Beteiligten
aus den Stadt- und Landkreisen ihre Bei-
spiele für gelungenes Fallmanagement je-
weils in kleinen Gruppen vorgestellt. An-
schließend konnte man sich jeweils mit
seinen eigenen gemachten Erfahrungen zu
Wort melden und von den Erfahrungen der
anderen lernen.

Im Abendprogramm wurde der Film „Vin-
cent will Meer“ gezeigt, in dem viele Besu-
cher ihre eigenen Wünsche, Vorstellungen
und Ziele im Leben wieder fanden. Die sich
daran anschließenden Diskussionen im
gemütlichen Rahmen, ließen den Tag zu-
frieden stellend ausklingen.

Am zweiten Tag wurden sechs Workshops
mit folgenden Inhalten angeboten:

 Welche Rechte und Möglichkeiten habe
ich?

 Wie weiß ich denn selbst, was ich will?

 Wie und mit welcher Hilfe kann ich zei-
gen, was ich will?

 Die Rolle der Angehörigen

 Ich sage meine Meinung

 Gestaltungsräume der Zusammenarbeit

Zum Abschluss der Fachtagung wurden alle
sechs Gruppen gebeten, ihre Ergebnisse im
Plenum allen anderen Teilnehmern in Form
einer Theateraufführung vorzustellen.

Symposium Auhof:
"Menschen mit besonders
intensivem Betreuungsbedarf"

Am 30.11.2011 nahm Dr. Michael Buß am
Symposion teil. Im Bereich der Intensiv-
betreuung begegnen wir immer wieder
Menschen, die uns auch trotz der besonde-
ren Rahmenbedingungen hilflos machen.
Sie überschreiten selbst die Grenzen, die
intensiv betreuten Wohngemeinschaften
mit ihrem speziellen Setting schon über
vieles andere hinausgehen, was in Einrich-
tungen der Behindertenhilfe üblich ist.

Verstehen ist die unabdingbare Vorausset-
zung, denn ohne Verstehen hat Betreuung/
Therapie kein Fundament. Die Folgen sind:

Erfolglosigkeit, Enttäuschung, Resignation
beider Seiten, Verzweiflung - extrem hoher
finanzieller Aufwand, freiheitsentziehende
Maßnahmen (FEM) etc., alles zur Kompen-
sation der eigenen Unzulänglichkeit. Die
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etreuung/ Therapie ist gekennzeichnet
urch Hilflosigkeit. Dr. med. Christian
chanze/ Landsberg schlägt eine „Drei-
chritte-Diagnostik“ (biologisch-psycholo-
isch-sozial) vor:

. Hinweise auf das Bestehen einer körper-
lichen Erkrankung?

. Psychosoziale Belastungsfaktoren im so-
zialen Umfeld?

. Hinweis auf das Bestehen eines psychi-
atrischen Störungsbildes? Nur dann er-
folgt eine pharmakologische Therapie
durch den Facharzt!

rundsätzlich liegen aggressive Verhal-
ensauffälligkeiten bei Menschen mit Intel-
igenzminderung zwischen 5 u. 60%. Die

eisten Aggressionen sind milder Ausprä-
ung, nur 5% zeigten Aggressionen, die zu
erletzungen Dritter führten. Männer sind
äufiger aggressiv als Frauen. Gruppen-
itarbeiter sollten sich auf einen einheitli-

hen pädagogischen Betreuungsstil eini-
en, damit dieser konsequent u. erfolg-
eich eingesetzt werden kann. Dr. Schan-
e: „Wenn es schwierig wird, werden sie
anz ‚zwanghaft’ systematisch!“

ipl.-Psych. Dieter Grasruck sieht als Ur-
achen des herausfordernden Verhaltens
ie tief greifende Inkompatibilität mit der
elt um den behinderten Menschen:

Die Unmöglichkeit, mit der Welt wirklich
in Verbindung zu treten

Das Unvermögen, Gemeinsamkeit mit
der Welt herzustellen

Angst

Verzweiflung (aller Beteiligten! )

eine pädagogischen Lösungsansätze: Be-
riedigung der täglichen Bedürfnisse nach
icherheit, Geborgenheit, Liebe sowie Ak-
eptanz ungewöhnlicher Lebensstile. Auf-
au von Selbstvertrauen und Selbstkon-
rolle als Basis dafür entwickeln, sich Fer-
igkeiten anzugewöhnen, die man in seinen
reisen ausüben kann. Die Anforderungen
n Mitarbeitende sind: Empathie, Belast-
arkeit, Fachlichkeit, Flexibilität u. die Fä-
igkeit, in vorgegebenen Strukturen zu
rbeiten; das bedeutet Teamfähigkeit,
ommunikationsstärke u. Kritikfähigkeit.
ur echt personenbezogene Lösungen (or-
anisatorisch, räumlich, fachlich) sind hier
eeignet. Man braucht viel Zeit u. Geduld –
.a. auf Seiten der Betroffenen! die Bereit-
chaft, aus Fehlern zu lernen u. Fehler zu
erzeihen - gerade auf Seiten der Betroffe-
en; viel Kraft u. Phantasie; viel Unterstüt-
ung von Angehörigen, Vorgesetzten u.
ostenträgern.

Fazit des Berichterstatters: Die LAG AVMB
Baden-Württemberg hat mit der Unter-
stützung des LT I.7 bzw. der Forderung,
LibW und TWG durch die Leistungsträger
zu finanzieren, die Grundlagen für eine an-
gemessene Betreuung von Menschen mit
herausforderndem Verhalten geschaffen,
aber in der Praxis muss sich noch viel än-
dern!

Fachtagung
„Ohne mich? – Veränderungen und
Herausforderungen moderner
Behindertenhilfe“

Am 8.12.2011 fand bei der LWV Eingliede-
rungshilfe in Rappertshofen diese Fachta-
gung statt. Dr. Michael Buß berichtet.

Zunächst schilderten behinderte Menschen
mit ihren Assistenten u. per Video, wie sie
selbständiger geworden sind.

Ein Vortrag von Prof. Dr. Keupp über die
Chancen u. Risiken der Inklusion schloss
sich an: Es geht um „Befähigungsgerech-
tigkeit“, um Chancen zur Selbstverwirkli-
chung (UN-BRK Artikel 24). Exklusion trifft
am stärksten: Arme mit Migrationshin-
tergrund und Behinderung. Prof. Keupp
stellt fest, dass viele behinderte Menschen
im Heim ihre „Heimat gefunden haben“.
Dagegen klinge Inklusion zwar nach Frei-
heit, aber unter den Bedingungen unserer
Wirtschaft heißt das, dass nur derjenige
sich die Freiheit leisten kann, der auch et-
was leistet. Er stellt fest: Der Übergang zur
Inklusion benötigt mehr Mittel für alle Be-
teiligten! Die behinderten Menschen und
ihre Angehörigen müssen vor Ort einbezo-
gen werden.

Prof. Dr. Jos van Loon berichtete über die
Veränderung von Organisationen am Bei-
spiel der Stichting Arduin, einer Behinder-
teneinrichtung mit 360 Bewohnern in Hol-
land. Heute ist diese Stiftung ein kommu-
nal organisierter Dienstleister an zahlrei-
chen Orten, der Unterstützung in den Be-
reichen Wohnen und Hilfen im Alltag zur
Optimierung der Lebensqualität bietet. Der
Übergang von der ‘Bereitstellung von um-
fassenden Betreuungsdienstleistungen’ hin
zu ‘Angeboten die auf den Wünschen der
Klienten basieren’ erfordert eine komplette
Veränderung des Unterstützungsansatzes.
Die Gemeinde bildet den Rahmen für Le-
bensqualität - der Dienstleister dient als
Brücke zur Gemeinde. Eine personenzent-
rierte Planung ist unerlässlich, um indivi-
dualisiert unterstützen zu können und
Klienten in die Planung einzubinden. Auch
die Gesundheitsfürsorge hat sich komplett
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erändert. Alle Klienten finden ihren Arzt in
er Nachbarschaft. Bei Arduin gibt es zu
einer Unterstützung einen Spezialisten in
esundheitsfürsorge für Menschen mit
eistiger Behinderung. Allgemein heißt Un-
erstützung: es gibt einen persönlichen As-
istenten und „Support Worker”. Die ganze
oche rund um die Uhr ist die Erreichbar-

eit von 1 Heilpädagogen, 2 Coaches (ei-
er von ihnen ist Krankenpfleger) und 1
anager garantiert. Solche zentralen As-
istenzdienste sind eine Voraussetzung für
ie Dezentralisierung der Angebote.

rof. Dr. Gudrun Cyprian stellte die Sozi-
lraumarbeit in den Mittelpunkt ihrer Aus-
ührungen. Umfassende Teilhabe ist Bür-
errecht, kein Zugeständnis der Gemein-
chaft. Selektive Maßnahmen sind unge-
echtfertigt. Menschen mit Behinderung
andeln in eigener Sache.

ozialraum stellt Ressourcen und Gelegen-
eiten zur Verfügung. Bürger-Engagement

st nötig, damit Teilgabe das Recht auf
eilhabe umsetzen hilft. Neben der Fallar-
eit muss fallunspezifische Arbeit geleistet
erden, die z.B. neue Ressourcen ent-
eckt.

hristy Lynch berichtete über den in Ir-
and gerade angelaufenen Prozess, der
uflösung von Behinderteneinrichtungen:
lle 4.100 Menschen mit geistigen u.
ehrfachen Behinderungen sollen binnen

ieben Jahren aus Behinderteneinrichtun-
en in die Gemeinden gebracht werden.
ie Aufwendungen sollen bei dezentraler
ersonenzentrierter Versorgung insgesamt
leich bleiben!?

achtag der AV DEB W

m 7.5.2011 fand in der Paulinenpflege/
innenden ein Fachtag der Arbeitsgemein-

chaft Angehörigenvertretungen diakoni-
cher Einrichtungen der Behindertenhilfe
n Württemberg (AV DEB W) zum Thema
Fremdbestimmt? Selbstbestimmt? Wo
leibt die Fürsorge?" statt, an dem Dr. Mi-
hael Buß teilnahm. Frau Linder vom
precherkreis der AV DEB W trug einige
equenzen eines Berichts aus der Feder
ines geistig behinderten Heimbewohners

vor, die z. T. wie aus den 60er Jahren
klangen, obwohl sie erst jetzt aufgeschrie-
ben wurden. So wurde etwa berichtet, dass
die Bewohner sich bereits am Sonntag-
nachmittag um 14 Uhr selbstbestimmt den
Schlafanzug anzogen, weil das gemütlicher
ist (denn später ist kein Mitarbeiter mehr
da, der helfen kann). Der Vorsitzende des
Sprecherkreises, Herr Roos, interviewte auf
dem Podium abwechselnd die Heimleiterin,
Frau Gebert-Ballmann, und einen Heim-
beirat, der z. Zt. noch vollstationär in der
Paulinenpflege lebt, sich aber gerade auf
den Wechsel in eine Außenwohngruppe
vorbereitet. Durch diese interessante Kon-
stellation ergaben sich tiefe Einblicke in
das Heimleben.

Im Fazit ist festzuhalten, dass es die Für-
sorgepflicht der Angehörigen ist, an Hilfe-
plangesprächen teilzunehmen um eine z. T.
bis zur Verwahrlosung führende Selbstbe-
stimmung zu verhindern.

Neue Wege im Landkreis Tübingen
– Teilhabe

Renate Hofmann und Dr. Michael Buß
nahmen am 9. 12. 11 an dieser Informati-
onsveranstaltung teil. Landrat Walter be-
grüßte die zahlreichen Teilnehmer und ver-
sprach für 2012 die Vorlage eines Teilha-
beplans. Gerd Weimer, der Landesbehin-
derten-Beauftragte, verwies auf den Um-
setzungsplan des Landes zur UN-BRK, für
den die AG UN-BRK ein Papier zum Bereich
Schule/ Bildung vorgelegt hat. Er betont
dabei den Rechtsanspruch auf das Wunsch-
und Wahlrecht. Inklusion gehe nicht zum
Nulltarif. Prof. Dr. Kulke forderte eine Ge-
sellschaft, die behinderte Menschen befä-
higt, sich selbst zu helfen (enabling com-
munity). Dazu brauche man keine Großein-
richtungen, sondern persönliche und sozi-
alräumliche Budgets und eine hochgradige
Beteiligung der Klienten.

Sozialdezernentin Ulrike Dimmler-
Trumpp und Bettina Süßmilch (KVJS)
berichteten, man habe in Tübingen 2010
mit der Teilhabeplanung begonnen und
gemeinsam mit behinderten Menschen ei-
nen AK Teilhabe gegründet.

8 März 2012
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Kontaktgespräche

er Vorstand hat Kontaktgespräche mit
ersonen aus Politik, Verwaltung und ein-
chlägigen Verbänden geführt, in denen die
ituation der Behindertenhilfe erörtert
urde. Unsere Gesprächsbereitschaft und
nsere Mitwirkung in Arbeitsgruppen und
eilnahme an Foren wurden, wie schon zu-
or, erwartet und begrüßt.

ommunalverbände
aden-Württemberg

it den Sozialdezernentinnen der beiden
ommunalen Spitzenverbände Städtetag,
gnes Christner, und Landkreistag,
hrista Heilemann, und dem Sozialde-
ernenten des Kommunalverbandes für
ugend und Soziales KVJS, Franz Schmel-
er, wurden im April die turnusmäßigen
espräche weitergeführt. Zweck der Ge-
präche ist der Meinungs- und Informati-
nsaustausch über aktuelle sozialpolitische
ntwicklungen und Themen.

nser „Dauerthema“ Mitwirkung bei der
ommunalen Teilhabeplanung konnten wir
nhand eines auf der 5. Landeskonferenz
er kommunalen Angehörigenvertreter be-
chlossenen Memorandums (s. u.) in wei-
eren Gesprächen mit der Sozialdezernen-
in des Landkreistags, Christa Heile-
ann, und dem Direktor des KVJS, Sena-

or e. h. Roland Klinger, erörtern.

nitiativkreis
Konversion der Komplexeinrich-
ungen“

ei einer Sitzung des erweiterten Vor-
tands der LAG AVMB Baden-Württemberg
urden wir durch Einrichtungsvertreter
ber die Ziele des Initiativkreises infor-
iert. Die LAG hat dabei den Erhalt der
eime als selbstverständlich angesehen. Es
urde darauf verwiesen, dass die Heime

nsbesondere als Zentralstellen erhalten
erden müssen, nicht zuletzt weil bei-
pielsweise die Fachkräfte in der Behinder-
enarbeit hier ihre praktische Ausbildung
rfahren und sich auch weiterbilden kön-
en. Zudem steht außer Frage, dass es
ahlreiche behinderte Menschen gibt, für
ie das Umfeld eines Wohnheimes nützli-
her ist als das Leben in einer kleineren

Wohngruppe in einer Gemeinde. Der Initia-
tivkreis stellt fest: Seit Inkrafttreten der
UN-Konvention für Menschen mit Behinde-
rung im Jahre 2009 besteht für die Um-
wandlung der Heim-Einrichtungen eine be-
sondere gesetzliche Grundlage. Faktisch
erfolgt die Umwandlung aber bereits seit
dem Jahr 2006. Die Standorte haben sich
seitdem mit einem Problem auseinander-
zusetzen, das aufgrund einer mangelhaften
Gesetzgebung entstanden ist: Der Erhalt
der Infrastruktur der Einrichtungen wird
von staatlicher Seite nicht mehr unter-
stützt, so dass erhebliche finanzielle Belas-
tungen für die Einrichtungen gegeben sind.

Um diesbezüglich eine Änderung zu bewir-
ken, haben zunächst 12 Einrichtungen ei-
nen offenen Brief an die Landesregierung
Baden-Württemberg gerichtet, in dem die
Problematik vorgestellt und dringend um
Abhilfe gebeten wird. Staatssekretär Hille-
brand hatte in seiner Funktion als Beauf-
tragter der Landesregierung für Behinder-
tenfragen die unterzeichnenden Einrich-
tungen zu einer Aussprache eingeladen.
Inhaltlich soll geklärt werden, dass die
Heime als zentrale Standorte mit verrin-
gerter Belegungszahl erhalten bleiben und
sie ihre Funktion teilweise wandeln müssen
(z. B. Entwicklung eines neuen „Stadt-
teils“). Bei Einrichtungen, die auf dem Land
gelegen sind, ergibt sich ein weiteres
schwerwiegendes Problem, nämlich das der
„Landflucht“.

Anton Dietenmeier verwies auf die Behaup-
tung, dass die dezentrale Unterbringung
behinderter Menschen für die Kostenträger
billiger wäre. Herr Zolling/ Mariaberg er-
klärte, dass dies mitnichten der Fall sei,
man könne höchstens von einer Verlage-
rung der Kosten sprechen. Wahrscheinli-
cher sei jedoch, dass die dezentrale Unter-
bringung letztlich teurer würde.

Die LAG AVMB Baden-Württemberg weist
darauf hin, dass die Angehörigenvertretun-
gen in solche Veränderungsprozesse früh-
zeitig einbezogen werden sollten. Außer-
dem darf das Wunsch und Wahlrecht der
behinderten Menschen nach SGB IX nicht
ausgehebelt werden.
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Landeskonferenz kommunaler Angehörigenvertreter

ie 6. Landeskonferenz fand am
9.11.2011 im Bischof-Moser-Haus in
tuttgart statt.

eferentInnen waren:

Gabriele Reichardt,
Leiterin der Sozialplanung in Stuttgart

Michael Heck, Leiter der
Sozialplanung beim KVJS

Rainer Barth, Leiter der Sozialplanung
des Bodenseekreises

ie Sozialdezernentin des Städtetags Ba-
en-Württemberg, Agnes Christner hatte
ich für die „Diskussion aus kommunaler
icht“ zur Verfügung gestellt.

ichael Heck referierte über

Teilhabeplanung - Durchführung und
Umsetzung in praktisch verwertbare

Ergebnisse.

eilhabeplanung ist ein gemeinsamer Pro-
ess aller Beteiligten. Auch Angehörigen-
ertreter sollten eingeladen werden.

err Heck stellt fest: Es sind alle Versor-
ungs- und Unterstützungssysteme vor-
anden. Für ihre ausgewogene Entwicklung
uss zudem beachtet werden, dass das
iel „mehr ambulant betreutes Wohnen“
ehr Geld kostet als das bisherige Verfah-

en!

ainer Barth referierte über die

Sozialplanung des Bodenseekreises.

ei den großen Einrichtungen besteht wei-
erhin ein uneingeschränkter Aufnahme-
ruck. Dabei geht der Beratungsbedarf der
ilfebedürftigen im Zuge eines transparent
estalteten Planungsprozesses deutlich zu-
ück. Die Angehörigenvertreter sind in eine
lanungsgruppe ebenso einbezogen wie
lle anderen Prozessbeteiligten. An der Hil-
eplankonferenz sind Angehörige gleichbe-
echtigt beteiligt. In der AG Behindertenhil-
e bringen sich behinderte Menschen be-
eistert selbst mit ein.

abriele Reichhardt berichtete über die

Aufgaben des Beirats Inklusion –
Miteinander-Füreinander.

eit 2010 bietet der Beirat Inklusion Men-
chen mit Behinderung und ihren Angehö-
igen die Möglichkeit, sich an der Soziapla-
ung und Sozialpolitik der Landeshaupt-
tadt Stuttgart zu beteiligen. Der Beirat
nklusion gibt Stellungnahmen zur Sozial-
lanung von Stuttgart ab. Z. B. hat er sich
u den Haushaltsvorlagen für das Amt des

Behindertenbeauftragten geäußert. Der
Beirat Inklusion soll gerade für Menschen,
die aufgrund ihrer geistigen oder mehrfa-
chen Behinderung die regulären Wege der
politischen Beteiligung noch nicht nutzen
können, Teilhabe ermöglichen. Der Beirat
Inklusion behandelt die Themenfelder Ar-
beit und Tagesstruktur, Schule/ Kinder und
Jugendliche, stationäres Wohnen, Wohnen
in der Familie und ambulant betreutes
Wohnen.

In der Diskussionsrunde wurden die Fra-
gen, Forderungen und Ideen zu den zuvor
gehörten Referaten von Michael Heck und
den beiden Praxisbeispielen von Gabriele
Reichhardt und Rainer Barth mit einbezo-
gen.

Dr. Michael Buß präsentierte in Vertre-
tung von Dr. Wiemer das bei der 5. Lan-
deskonferenz verabschiedete

Memorandum
zur Angehörigenmitwirkung

bei der kommunalen Teilhabeplanung,

Berichte aus den
Stadt- und Landkreisen

Herr Dietenmeier stellte noch einmal die
vier Fragen vor, an denen sich die Berichte
orientieren sollten:

1. Wie weit ist die Teilhabeplanung des
Stadt- bzw. Landkreises?

2. Wirken Angehörigenvertreter an der
Teilhabeplanung mit?

3. Gibt es eine regionale Angehörigen-
konferenz, z. B. als „Angehörigennetz-
werk“?

4. Werden Angehörige in das Fallmana-
gement einbezogen?

Nach den Berichten aus den Stadt- und
Landkreisen, durch Recherchen im Internet
ergänzt, liegen diese Teilhabepläne und
Antworten auf die 4 zuvor gestellten Fra-
gen vor:

„JA“ zur Frage 1 2 3 4
AA Ostalbkreis 1, 3
BB Böblingen 1, 2, 3
BC Biberach 1, 3
ES Esslingen 1
FN Bodenseekreis 1, 2, 3, 4
FR Breisgau-Hsw. 1, 2 , 4
GP Göppingen 1
HD R-N-K 1
HDH Heidenheim 1
KA Landkreis 1
KN Konstanz 1, 2
KÜN Hohenlohe 1

10 März 2012



J

M

ahresbericht 2011

LB Ludwigsburg 1, 4
LÖ Lörrach 1, 2
MA Mannheim 1, 2, 3, 4
MOS Neckar-ODW 1, 2
RA Rastatt 1, 2, 4
RV Ravensburg 1, 2, 3, 4
SHA Schwäb.-Hall 1, 2, 4
S Stuttgart 1, 2, 3
TBB Main-Tauber 1,2, 4
U Ulm-Alb-Donau 1, 2, 3, 4
WN Rems-Murr 1, 2, 4
WT Waldshut 1, 2, 4

Aus den in der Liste fehlenden Kreisen gab
es zum Zeitpunkt der Landeskonferenz
keine harten Fakten – einige Teilhabepläne
sind noch in Arbeit.

Der ausführliche Bericht zur Landeskonferenz
und das Memorandum zur Angehörigenmitwirkung

können angefordert oder
von unserer Website herunter geladen werden.
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Fazit und Ausblick

Nach elf Jahren hat sich die LAG AVMB Baden-Württemberg auf ein breiteres Fundament
gestellt. Dadurch will die LAG AVMB sicher stellen, dass bei der weiteren Entwicklung ei-
ner Betreuung geistig und mehrfach behinderter Menschen vor Ort in allen Stadt- und
Landkreisen von Baden-Württemberg auch weiterhin ein Schulterschluss der Angehörigen
gegenüber der Politik, der Verwaltung, den Kostenträgern und Leistungserbringern si-
chergestellt werden kann. Denn je mehr aus der Behindertenhilfe eine Assistenz und
Pflege nach den individuellen Bedürfnissen und Interessen der Menschen wird, die mit
und ohne Behinderungen in der Gesellschaft leben – wie es den Ansprüchen der UN-
Behindertenrechtskonvention entspricht - desto weniger Zusammenhalt wird es unter
diesen Menschen mit besonderen Unterstützungsbedarfen geben. Desto weniger gibt es
Orte, an denen sich die Eltern, Angehörigen und rechtlichen Betreuer treffen, wie es bei
den mehr oder weniger großen Komplexeinrichtungen der Behindertenhilfe gute Übung
war. Die LAG AVMB Baden-Württemberg möchte sich deshalb weiter entwickeln zu einem
Verband, der gerade auch den Angehörigen von verstreut und übers Land verteilt leben-
den behinderten Menschen ein Forum zur Diskussion der nicht kleiner werdenden Prob-
leme bieten kann. Unsere LAG kann auf diesem Wege auch weiterhin Sprachrohr der An-
gehörigen und Betreuer bleiben und wird zunehmend gebraucht werden als Anwalt der
Klienten, die als Verbraucher Assistenzen und Dienstleistungen in Anspruch nehmen, wie
sie bisher nur von den Familien selbst oder den Behinderteneinrichtungen erbracht wur-
den. Vieles auf diesem Weg in ein inklusives und soweit möglich selbst bestimmtes Leben
lässt politisch-ideologische Blütenträume entstehen. Wir müssen jedoch auch daran den-
ken, wie viel organisatorische Entwicklung dafür zunächst einmal zu leisten ist und wie
viel Kraft die Menschen mit geistiger Behinderung und die Angehörigen und Betreuer, die
für sie eintreten, noch benötigen werden, damit dieser schöne Traum nicht an der Reali-
tät zerschellt.

Wir sind also selbst gefordert, diesen Weg in die Freiheit aller Menschen sorgsam zu be-
gleiten und beide Seiten, die behinderten und die übrigen Menschen auf die angestrebte
Gemeinsamkeit vorzubereiten. Denn die meisten Menschen sind bisher vielfach in ge-
trennten Welten zu Hause gewesen. Allein, wenn man die wachsende Kluft zwischen arm
und reich betrachtet, erkennt man schnell, dass es eine totale Inklusion aller in der Ge-
sellschaft nicht geben wird. Die Ellenbogen-Mentalität in unserer auf den Wettbewerb der
Fittesten ausgerichteten Bundesrepublik Deutschland und zumal im Musterländle Baden-
Württemberg wird sich nicht durch die schwächeren oder gar schwächsten Glieder im
Gemeinwesen zur Besinnung rufen lassen. Den meisten Menschen sind diejenigen fremd,
die nicht im engeren Sinn zu ihrer Lebenswelt gehören. Man muss versuchen, ihren Blick
auf die sozialen Bedürfnisse der anderen zu lenken, denen sie bisher keine Aufmerksam-
keit geschenkt haben. Dazu bedarf es Anstrengungen auf allen Funktionsebenen. Zu alle-
rerst müssen alle allgemeinen Bildungs- und Erziehungseinrichtungen diesen Anforderun-
gen angepasst werden. Die Felder Gesundheit und Arbeit müssen genauso angegangen
werden. Das Wohnen sowie Freizeitgestaltung, Sport und Kultur - schlechthin alle Le-
bensfelder - müssen an die Bedürfnisse aller Menschen besser angepasst werden, damit
jede behinderte und weniger behinderte Persönlichkeit sich angemessen entwickeln kann.
Dafür sind noch zahlreiche Barrieren zu beseitigen - insbesondere in den Köpfen!

MB
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nhang

Verfügbare Infoschriften, Memos und Referate der
LAG AVMB Baden-Württemberg

ie angefordert oder von www.lag-avmb-bw.de heruntergeladen werden können.

nfos: 1101/1 Menschen mit geistiger Behinderung im Krankenhaus

1105/1 Menschen mit geistiger Behinderung beim Zahnarzt

emos: 0603/1 An die Sozialdezernate der Stadt- und Landkreise
Baden-Württembergs (zur Angehörigenvertreter-Mitwirkung)

0909/1 Menschen mit geistiger Behinderung
und die UN-Behindertenrechtskonvention

1101/1 Memorandum der 5. Landeskonferenz der kommunalen
Angehörigenvertreter zur Angehörigenmitwirkung bei der
kommunalen Teilhabeplanung

1203/1 Fördern und Betreuen – Dringender Reformbedarf

eferate: Karl-Heinz Wiemer: Die Weiterentwicklung der Behindertenhilfe und
die UN-Konvention über die Rechte der Menschen mit Behinderungen
Referat beim Informationsforum 2009

Karl-Heinz Wiemer: Zum Artikel 19 der UN-Konvention
über die Rechte der Menschen mit Behinderungen
Referat bei der 5. Landeskonferenz der kommunalen Angehörigenvertreter

Karl-Heinz Wiemer: Über den Landesaktionsplan zur Umsetzung
der UN-Konvention über die Rechte der Menschen mit Behinderungen
Referat beim Informationsforum 2011

Michael Buß: Gleiche Rechte für Menschen mit Behinderungen
Interview durch den Thieme-Verlag CNE.online
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LAG AVMB Baden-Württemberg e.V.

Brunnenwiesen 27
70619 Stuttgart

Tel.: 0711-473778
Fax: 0711-4790375

Vorstand

ANTON DIETENMEIER

(VORSITZENDER)
BRUNNENWIESEN 27, 70619 STUTTGART

TEL.: 0711 / 473778, FAX: / 4790375
EMAIL: ANTON@DIETENMEIER.DE

DR. MICHAEL BUß

(STV. VORSITZENDER)
GRÖTZINGER STR. 10, 72649 WOLFSCHLUGEN

TEL.: 07022 / 52289, FAX: / 1089
EMAIL: MAIL@MICHAEL-BUSS.DE

BARBARA HUMMEL

LEINENWEBERSTR. 61 E, 70567 STUTTGART

TEL.: 0711 / 713904
EMAIL: GUEHUMMEL@T-ONLINE.DE

UTE KRÖGLER

AUF DER SCHANZ 68, 71640 LUDWIGSBURG

TEL., FAX: 07141 / 879723
EMAIL: UTE@KROEGLER.DE

Die LAG AVMB Baden-Württemberg e.V. ist ein gemeinnütziger Verband.
Sie ist wegen Förderung der Hilfe für Behinderte nach dem Freistellungsbescheid des

Finanzamts Stuttgart, Aktenzeichen 99059/26779 SG: IV/42,
von der Körperschaftssteuer und von der Gewerbesteuer befreit.

Unser Spendenkonto lautet:

Konto 12958201, BLZ 600 908 00 (Sparda-Bank Baden-Württemberg)


